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Maßnahmenpakete gegen Teuerung: 

Potentielle Wirkung auf die privaten Haushalte 

Marian Fink, Christine Mayrhuber, Silvia Rocha-Akis 

1. Für wen wirken die Maßnahmenpakete gegen Teuerung (Dezember 

2021/Jänner 2022)? 

Seit Dezember 2021 sind zwei Maßnahmenpakete zum Teuerungsausgleich mit einem ge-

schätzten Gesamtentlastungsvolumen von rund 4 Mrd. € (BMF, 2022) beschlossen worden. Die 

Maßnahmen sind durchwegs energie- bzw. verkehrsbezogen. Sie zielen darauf ab, die gestie-

genen Kosten für den Energieverbrauch der privaten Haushalte und Unternehmen zu kompen-

sieren, wobei jene Gruppen, die besonders von der Inflation betroffen sind, entlastet werden 

sollen. Im Folgenden werden jene Maßnahmen, die den Haushalten direkt zugutekommen im 

Hinblick auf ihre Treffsicherheit verglichen. Die Investitionsoffensive, die den Ausbau erneuer-

barer Energieerzeugung und klimafreundlicher Mobilität fördern soll, sowie Kostenausgleiche 

für Unternehmen werden ausgeblendet. 

1.1 Gruppenspezifische Maßnahmen 

Der (pauschale) Teuerungsausgleich in Höhe von 300 € ist für zwei Gruppen von Personen zum 

Ausgleich der gestiegenen Lebenshaltungskosten bestimmt. Einerseits erhalten ihn jene, die 

bedarfsgeprüfte Transferleistungen beziehen. Darunter fallen Haushalte mit Mindestsicherungs- 

oder Sozialhilfebezug, pensionierte Haushalte mit Ausgleichzulagen- oder Ergänzungszulagen-

bezug, sowie Studierende mit Studienbeihilfe oder Mobilitätsstipendium. Da es sich hier um be-

sonders vulnerable Gruppen handelt, ist grundsätzlich eine hohe Treffsicherheit gegeben. Al-

lerdings wird im Falle der Haushalte mit Mindestsicherungs-, Sozialhilfe- oder Ausgleichzulagen-

bezug die Haushaltszusammensetzung außer Acht gelassen, so dass die kostenausgleichende 

Wirkung dieser Maßnahme mit zunehmender Anzahl der Mitglieder im Haushalt abnimmt1). Da-

mit erhalten diese Transferbeziehende, wenn sie in Mehrpersonenhaushalten leben, einen un-

terdurchschnittlichen Teuerungsausgleich. 

Die zweite Gruppe, die den Teuerungsausgleich erhält, besteht aus Personen, die Versiche-

rungsleistungen in Anspruch nehmen, nämlich, Langzeitbezieherinnen und -bezieher von Kran-

ken- und Rehageld, Arbeitslosengeld-, Notstandshilfe-, Pensionsvorschuss- und Umschulungs-

geldbeziehende.2) Obwohl es sich hier um nicht bedarfsgeprüfte Leistungen handelt, so dass 

etwa auch arbeitslose Personen aus einkommensreichen Haushalten den Teuerungsausgleich 

erhalten, ist auch für diese Gruppe aufgrund ihrer Konzentration im unteren Bereich der Vertei-

lung der verfügbaren Haushaltseinkommen von einer weitgehenden sozialen Treffsicherheit 

 

1)  https://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXVII/BNR/BNR_00483/fname_1425745.pdf 

2)  Bei Zusammentreffen mehrerer Ansprüche gebührt der Teuerungsausgleich nur einmal. 

https://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXVII/BNR/BNR_00483/fname_1425745.pdf
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auszugehen. Insgesamt sollen die Haushalte mit dieser Maßnahme um rund 200 Mio. € entlastet 

werden. 

Der Teuerungsausgleich hat den Vorteil, dass er nicht an den Konsum einer bestimmten Kon-

sumgruppe gekoppelt ist, nicht beantragt werden muss und relativ zeitnah – geplant ist die 

Auszahlung des ersten Teilbetrags in Höhe von 150 € bis Ende April 2022 – bei den Betroffenen 

als erhöhte Transferleistung ankommt. Allerdings werden viele sozial Bedürftige mit dem Teue-

rungsausgleich nicht erreicht, da ein hoher Anteil der Haushalte mit Anspruch auf Mindestsi-

cherung diese nicht in Anspruch nimmt (2015 waren es ein Drittel bzw. 73.000 Haushalte (Fuchs 

et al., 2019)). Personen, die armutsgefährdet sind oder keine bzw. ungenügende Rückstellun-

gen für unvorhergesehene Ausgaben haben, werden nicht vom Teuerungsausgleich erfasst, 

sofern sie nicht zu den Transfer- oder Leistungsbeziehenden gehören. 

Um einkommensschwache Haushalte zu unterstützen, sollen zudem die Heizkostenzuschüsse 

der Bundesländer im Rahmen des Teuerungsausgleichs erhöht werden. Diese bedarfsgeprüfte 

Leistung muss beantragt werden. Je nach Bundesland variieren die Anspruchsvoraussetzungen 

und die Leistungshöhen (einmalig pro Heizperiode von 110 € in Kärnten bis zu 270 € in Vorarl-

berg). Die Heizkostenzuschüsse sind grundsätzlich sozial treffsicher, schließen aber zum Teil be-

stimmte sozial bedürftige Personengruppen aus (etwa Drittstaatsangehörige). 

Zum Maßnahmenpaket gegen die Teuerung gehört auch die Entlastung der Pendlerinnen und 

Pendler um insgesamt rund 405 Mio. €. So wird das kleine und große Pendlerpauschale um 50% 

erhöht. Das erwartete Entlastungsvolumen von 300 Mio. € kommt aber nur einer relativ kleinen 

Personengruppe zugute und setzt keine Anreize für klimaverträgliches Pendeln (Baumgartner 

et al., 2022). Wie bei allen Freibeträgen fällt auch beim Pendlerpauschale aufgrund des pro-

gressiven Verlaufs des Einkommensteuertarifs die Entlastungswirkung mit zunehmendem indivi-

duellem Einkommen höher aus, während sie bei Personen mit geringem Einkommen durch die 

geringe Steuerbemessungsgrundlage keine Wirkung hat. Aufgrund ihrer Verteilungswirkung ist 

diese Maßnahme sozial nicht treffsicher. Auch der Pendlereuro wird angehoben. Da es sich hier 

um einen Steuerabsetzbetrag handelt, ist die relative Entlastung für Pendlerinnen und Pendler 

mit niedrigem Einkommen höher. Neben der Vervierfachung des Absetzbetrags wird der Pend-

lereuro um einen einmaligen negativsteuerfähigen Betrag von 100 € für Negativsteuerbezie-

hende ergänzt. Sowohl Pendlerpauschale als auch Pendlereuro können vom Arbeitgeber im 

Rahmen der laufenden Lohnverrechnung unmittelbar ausgezahlt werden. Hinsichtlich ihrer 

Treffsicherheit ist anzumerken, dass es bei Verkehrsausgaben im Allgemeinen eine Substitutions-

möglichkeit zwischen PKW und öffentlichen Verkehrsmitteln gibt. Hingegen erzielen Maßnah-

men, die bei der Entlastung der Wohn- und Wohnenergiekosten ansetzen, schon allein deswe-

gen eine höhere Treffsicherheit, da es bei diesen Ausgaben oft keine kostensparende Substitu-

tionsmöglichkeiten gibt. 

1.2 Einkommensunabhängige Maßnahmen  

Im Maßnahmenpaket sind auch befristete wohnenergiekostensenkende Maßnahmen enthal-

ten, die allen Haushalten einkommensunabhängig zugutekommen. Dazu zählen die seit 

01.01.2022 geltende Aussetzung der Erneuerbaren-Förderpauschale (Ökostrompauschale) 

und der Entfall des Erneuerbaren-Förderbeitrags, die insgesamt 400 Mio. € ausmachen. Die 
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zwischen 1. Mai 2022 und 30. Juni 2023 geltende Senkung der Elektrizitäts- und Erdgasabgabe 

entlastet die Haushalte um insgesamt rund 407 Mio. €.3) Auch hier gilt, dass das Entlastungsvo-

lumen aufgrund der nahezu vollständigen Erfassung der Bevölkerung recht hoch ist, die indivi-

duelle Entlastung aber relativ bescheiden ausfällt. Für Haushalte mit geringen Netto-Einkom-

men bestand bereits zuvor die Möglichkeit, sich von der Zahlung der Ökostrompauschale be-

freien zu lassen. 

Im Gegensatz dazu wirken die ebenfalls im Entlastungspaket beschlossenen Preissenkungen 

und Angebotserweiterungen im öffentlichen Verkehr umverteilend und für einkommensschwa-

che Haushalte entlastend, da diese in höherem Ausmaß auf öffentliche Verkehrsinfrastruktur 

angewiesen sind. Diese Maßnahmen erhöhen zudem die Anreize, öffentliche Verkehrsmittel zu 

nutzen. 

Als Kompensation für die gestiegenen Energiekosten im Jahr 2022 wurde ein einmaliger Ener-

giekostenausgleich in Form eines Gutscheins pro Hauptwohnsitz in der Höhe von 150 € be-

schlossen, der von der nächstfolgenden Stromrechnung abgezogen wird. Der über das Bun-

desrechenzentrum administrierte Gutschein entlastet die Haushalte aber frühestens 2023. Für 

die Inanspruchnahme darf das zu versteuernde Jahreseinkommen die Grenze von 55.000 € in 

Ein-Personen- bzw. 110.000 € in Mehrpersonenhaushalten nicht überschreiten. Damit handelt 

es sich um einen Transfer, den auch Personen mit relativ hohen Einkommen erhalten und für 

die die entlastende Wirkung des Energiekostenausgleichs gering ist. Trotz des vergleichsweisen 

niedrigen Zuschusses führt der breite Empfängerkreis dazu, dass die budgetären Kosten 

(600 Mio. €) deutlich höher ausfallen als beim Teuerungsausgleich. Die effektive Entlastung sinkt 

mit zunehmender Haushaltsgröße: Obwohl die Kosten für Energie mit steigender Anzahl an 

Haushaltsmitgliedern steigen (Statistik Austria, 2021), steht jedem Hauptwohnsitz ein Energiekos-

tenausgleich in gleicher Höhe zu. Hinsichtlich Treffsicherheit ist aber auch anzumerken, dass 

jene Personengruppe, die trotz ihres geringen Einkommens keinen Anspruch auf den Teue-

rungsausgleich hat, weil etwa keine Transferleistungen bezogen werden, als Stromzahlende mit 

Hauptwohnsitz vom Energiekostenausgleich erfasst wird. 

Die an die privaten Haushalte gerichteten Investitionsförderungen der Energieeffizienz reduzie-

ren zwar auf längere Sicht die Energieausgaben, sind aber kurzfristig nicht sozial treffsicher, da 

sich die Investition für einkommensschwache Haushalte und Mieterinnen und Mieter oft nicht 

rentiert, ihre Wohnsituation zu instabil für längerfristige Investitionen ist und vor allem einkom-

mensstarke Haushalte aufgrund höherer Eigenmittel von Investitionsförderungen Gebrauch 

machen können. Der Anreiz für Vermieterinnen und Vermieter in die Energieeffizienz von Woh-

nungen zu investieren könnte die Ausgaben für Wohnen sogar erhöhen, wenn dadurch die 

Mietobjekte teurer werden. 

 

3)  Die Erneuerbaren-Förderpauschale beträgt 2021 für private Haushalte 35,97 € im Jahr. Der Erneuerbaren-Förderbei-

trag wird in Cent pro kWh eingehoben und betrug 2021 für einen durchschnittlichen Haushalt ungefähr 56 € pro Jahr 

(https://www.e-control.at/konsumenten/rechnung/befreiung-von-erneuerbaren-foerderkosten). Die Elektrizitätsab-

gabe wird von 0,015 € pro kWh auf das von der EU ermöglichte Minimum von 0,001 € pro kWh (für Haushalte und 

Unternehmen) gesenkt. 

https://www.e-control.at/konsumenten/rechnung/befreiung-von-erneuerbaren-foerderkosten
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WIFO-Schätzungen (Baumgartner et al., 2022) von zusätzlichen Energiekosten 2022 für das un-

tere Einkommensdrittel von 510 € im Jahr und zusätzlichen Kosten durch Treibstoffpreiserhöhun-

gen von 228€ pro Jahr zeigen, dass das Maßnahmenpakt zum Teuerungsausgleich nicht reicht, 

um die Teuerung auszugleichen. Gerade Haushalte in den unteren Einkommensklassen muss-

ten schon vor dem Preisschub entsparen (Fink et al., 2022). 

2. Nachschärfung der Treffsicherheit   

Das von der Regierung angepeilte Ziel, jene Personengruppen, die besonders von der Inflation 

betroffen sind, treffsicher und schnell finanziell zu unterstützen, um ihre Kaufkraft zu erhalten, soll 

mit dem Anti-Teuerungspaket durch eine Kombination von Maßnahmen, die sich im Hinblick 

auf Reichweite, Höhe, Fristigkeit und Wirkung deutlich voneinander unterscheiden, erreicht 

werden. 

Die Koppelung mancher Ausgleichsmaßnahmen an einen Transferbezug führt gerade in Zeiten 

steigender erweiterter und verfestigter Arbeitslosigkeit und angesichts einer relativ hohen Non-

take-up-Quote im Bereich der Mindestsicherung dazu, dass Bedürftige nicht erreicht werden. 

Zudem sind nicht alle, die von Armut betroffen sind oder aufgrund der gestiegenen Inflation 

eine grundlegende Verringerung des Lebensstandards erfahren, Transferempfängerinnen und 

-empfänger. Darüber hinaus werden auch Wohnungslose (2019 rund 22.000 (BMSGPK, 2021)) 

nicht erreicht, obwohl sie von Teuerungen bei Lebensmitteln betroffen sind. 

Häufig diskutierte Entlastungsansätze wie Senkungen im unteren Bereich des Einkommensteu-

ertarifs und/oder der Mehrwertsteuer sind nicht treffsicher. Die jüngst implementierte Senkung 

des Eingangssteuersatzes in der Lohn- und Einkommensteuer führt etwa dazu, dass breite Be-

völkerungsschichten geringfügig entlastet werden und die Hälfte des gesamten Entlastungsvo-

lumens in der Höhe von rund 1,5 Mrd. € dem Drittel der Bevölkerung mit den höchsten verfüg-

baren Haushaltsäquivalenzeinkommen zugutekommt, während nur rund 14% im unteren Drittel 

ankommt (Fink & Rocha-Akis, 2020). Die Wirkung einer Senkung der Mehrwertsteuer hängt da-

von ab, in welchem Ausmaß diese in Form niedrigerer Preise an die Endverbraucher weiterge-

geben wird und geht in vielen Fällen mit problematischen Verteilungseffekten einher (siehe 

Baumgartner et al. (2022) und darin enthaltene Literaturhinweise). 

Armutsgefährdete Haushalte brauchen kurzfristige Unterstützungen. Die Fristigkeit der beschlos-

senen Maßnahmen ist sehr unterschiedlich, während der Teuerungsausgleich von 150 € im April 

2022 ausbezahlt wird, wird der Energiekostenausgleich erst gegen Jahresende wirksam. Einmal-

zahlungen verlieren in Zeiten steigender Preise rasch an realer Kaufkraft. Kurzfristig bräuchte es 

hier beispielweise für die Gruppe der Mieterinnen und Mieter eine temporäre Erhöhung der 

Wohnbeihilfe, um den Kostenanstieg zumindest teilweise auszugleichen.4) 

In den letzten fünf Jahren stiegen die Preise für Wohnen – und hier vor allem die Mietpreise – 

stärker an als die Verbraucherpreise insgesamt. Wohnungsausgaben sind für die meisten Haus-

halte die größte Ausgabenkategorie, gefolgt von Nahrungsmitteln und Verkehrsausgaben. Die 

Maßnahmenpakete zum Teuerungsausgleich sind energie- und verkehrsbezogen, und 

 

4)  Für eine Analyse der Verteilungswirkungen der Wohnbeihilfe siehe Klien (2019).  



–  5  – 

   

adressieren diese schon länger andauernden überdurchschnittlichen Preisanstiege bei Woh-

nungsausgaben nicht. Damit verschärfen sich Problemlagen auch abseits der Energiepreisent-

wicklungen. 

Aus sozial- und verteilungspolitischer Sicht und auch im Sinne einer möglichst effizienten Stüt-

zung des aggregierten Konsums wäre die Auszahlung eines annähernd hinreichend hohen 

Transfers an alle Haushalte, der nachträglich ab einer bestimmten Höhe des (bedarfsgewich-

teten) Haushaltseinkommens (unter Berücksichtigung der Wohn- bzw. Mietausgaben) als Ab-

gabe zurückgezahlt würde. Die Höhe des Transfers müsste zumindest die (erwarteten) inflati-

onsbedingten Zusatzkosten des Warenkorbs eines repräsentativen Haushalts im Jahr 2022 an-

nähernd abdecken. Die administrative Infrastruktur für die Einführung eines solchen zielgerich-

teten Transfers würde es erlauben, eine Lösung auf die immer kehrende Frage nach einer ef-

fektiven und raschen Entlastung einkommensarmer oder durch Krisen besonders betroffener 

Haushalte anzubieten. 
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